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A. Einleitung 

In den letzten Jahrzehnten ist die Digitalisierung stetig fortgeschritten, sodass heute 
nahezu jeder Haushalt in der europäischen Union einen Computer hat.1 Allein in 
Deutschland verwendeten 2018 57 Millionen Menschen ein Smartphone.2 Im selben 
Jahr nutzte schätzungsweise die Hälfte der Weltbevölkerung das Internet.3 Privat kom-
munizieren wir über das Internet oder nutzen es zu Recherche-, Unterhaltungs-, aber 
auch für geschäftliche Zwecke.4 Daraus wird deutlich, dass die Digitalisierung Einzug 
in all unsere Lebensbereiche gefunden hat.5 Gerade in der Geschäftswelt führt die Di-
gitalisierung dazu, dass zum Beispiel der Großteil der Deutschen seine Waren und 
Dienstleistungen online bezieht.6 Dabei kommt es nicht nur mit heimischen Anbietern 
zum Vertragsabschluss, vielmehr werden immer mehr grenzüberschreitende Verträge 
geschlossen.7 Das führte schon im 20. Jahrhundert zu einem Bedeutungsanstieg des 
internationalen Privatrechts.8 Dieser Umstand lässt sich mit dem Zweck des internati-
onalen Privatrechts begründen. Dieses wurde eigens dazu konstruiert, um Sachverhalte 
mit Auslandsberührung zu lösen, indem es die anzuwendende Rechtsordnung be-
stimmt.9 Die Digitalisierung ist jedoch noch nicht beendet, sondern entwickelt sich in 
immer neue Richtungen fort.10 Mit der damit verbundenen Zunahme an grenzüber-
schreitenden Konflikten wächst also in gleicherweise die Notwendigkeit des internatio-
nalen Privatrechts. Daher drängt sich die Frage auf, ob das IPR ein Update braucht. 
Zur Beurteilung dieser Fragestellung soll zunächst näher auf den Digitalisierungsbegriff 

 
1 Vgl. Statistik der EU über Computer in Haushalten, erhältlich im Internet: <https://de.sta-

tista.com/statistik/daten/studie/20140/umfrage/anteil-der-haushalte-mit-pc-in-ausgewaehlten-la-
endern/> (besucht am: 12. Januar 2019). 

2 Vgl. Smartphone-Markt: Konjunktur und Trends vom 22. Februar 2018, erhältlich im Internet: 
<https://www.bitkom.org/sites/default/files/file/import/Bitkom-Pressekonferenz-Smartphone-
Markt-22-02-2018-Praesentation-final.pdf> (besucht am: 12. Januar 2019). 

3 Vgl. Anzahl der Internetnutzer weltweit in den Jahren 2005 bis 2017 sowie eine Schätzung für das 
Jahr 2018 (in Millionen) vom Dezember 2018, erhältlich im Internet: <https://de.statista.com/sta-
tistik/daten/studie/805920/umfrage/anzahl-der-internetnutzer-weltweit/> (besucht am: 12. Januar 
2019). 

4  Ersichtlich aus: Digitale Nutzung in Deutschland 2018 vom 2. Februar 2018, 20, erhältlich im 
Internet: <https://www.bvdw.org/fileadmin/user_upload/BVDW_Marktforschung_Digitale_Nut-
zung_in_Deutschland_2018.pdf> (besucht am: 12. Februar 2019). 

5 Ersichtlich aus Digitale Nutzung in Deutschland 2018 vom 2. Februar 2018, 20, erhältlich im In-
ternet: <https://www.bvdw.org/fileadmin/user_upload/BVDW_Marktforschung_Digitale_Nut-
zung_in_Deutschland_2018.pdf> (besucht am: 12. Februar 2019); so auch: Heuermann/Engel/v. 
Lucke, in: Heuermann/Tomenendal/Bressem (Hrsg), Digitalisierung in Bund, Ländern und Ge-
meinden, 11; Hanschke, Digitalisierung und Industrie 4.0, 1. 

6 Vgl. Pressemitteilung Nr. 427 vom statistischen Bundesamt vom 5. November 2018, erhältlich im 
Internet: <https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2018/11/PD18_ 
427_634.html> (besucht am: 12. Januar 2019). 

7 Vgl. Kollmann/Schmidt, Deutschland 4.0, 64 f. 
8 Von Hoffmann/Thorn, IPR, §1, Rn. 1. 
9 Art. 3 Abs. 1 S. 1 EGBGB; Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Einleitung vor Art. 3 

EGBGB Rn. 1; Kegel/Schurig, IPR, § 1, III.; Sturm, F./Sturm, G., in: Staudinger, BGB-Kommentar, 
I., Rn. 1; von Hoffmann/Thorn, IPR, § 1, Rn. 3-4. 

10 Vgl. Kollmann/Schmidt, Deutschland 4.0, 44 ff.; Wagner, Industrie 4.0, 5 f. 
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eingegangen und der aktuelle Stand beleuchtet werden (B). Davon ausgehend wird die 
aktuelle Problematik der Digitalisierung in Form von künstlicher Intelligenz im IPR 
am Beispiel eines Dienstleistungsvertrages erörtert (C), aber auch andere Schnittstellen 
von künstlicher Intelligenz und dem IPR werden betrachtet (D), um zu einem Ergebnis 
(E) zu kommen. 

B. Digitalisierung 

Was verbirgt sich also hinter der „Digitalisierung“? 

I. Dritte industrielle Revolution 

Grundlegend versteht man darunter die Übertragung analoger Daten in digitale.11 
Dieser bis heute andauernde Prozess der Übertragung begann nach 1970 mit der Wei-
terentwicklung der Elektronik.12 Nach einem zunächst schleichenden Beginn, führte 
die freie Zugänglichkeit der Computer in den neunziger Jahren zu einer Beschleuni-
gung der Digitalisierung, die als „digitale Revolution“ bezeichnet wird und vor allem 
durch die Automatisierung der Geschäftsvorgänge eine dritte industrielle Revolution 
bewirkte.13 

II. Vierte Revolution 

Darauf aufbauend führte das, ab ca. 1990, für jedermann verfügbare Internet zu 
einer weitreichenden Vernetzung der Geschäfts-, aber auch der Privatwelt mit- und un-
tereinander.14 Das löste eine vierte industrielle Revolution aus, die im Rahmen der Ge-
schäftswelt „Industrie 4.0“ genannt wird.15 Entscheidend für diesen Vorgang sind, vor 
allem zukünftig, cyber-physische Systeme.16 Die Digitalisierung im Sinne der „Industrie 

 
11 Zum Teil: Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: „Digitalisierung“, erhältlich im Internet: 

<https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/digitalisierung-54195> (besucht am: 
11. Dezember 2018); Hanschke, Digitalisierung und Industrie 4.0, 3. 

12 Wagner, Industrie 4.0, 4; so auch: Kollmann/Schmidt, Deutschland 4.0, 43; den Beginn nach 
Ende des 2. Weltkrieges annehmend: Heuermann/Engel/v. Lucke, in: 
Heuermann/Tomenendal/Bressem (Hrsg), Digitalisierung in Bund, Ländern und Gemeinden, 
9 f. 

13 Anderer Teil von: Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: „Digitalisierung“, erhältlich im Internet: 
<https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/digitalisierung-54195> (besucht am: 11. 
Dezember 2018); Heuermann/Engel/v. Lucke, in: Heuermann/Tomenendal/Bressem (Hrsg), 
Digitalisierung in Bund, Ländern und Gemeinden, 9 f.; Kollmann/Schmidt, Deutschland 4.0, 
43; so auch: Bauernhansl, in: Vogel-Heuser/Bauernhansl/ten Hompel (Hrsg), HdB Industrie 
4.0, 3. 

14 Hanschke, Digitalisierung und Industrie 4.0, 3; Heuermann/Engel/v. Lucke, in: 
Heuermann/Tomenendal/Bressem (Hrsg), Digitalisierung in Bund, Ländern und Gemeinden, 
10 f.; Wagner, Industrie 4.0, 4; so auch: Kollmann/Schmidt, Deutschland 4.0, 2, 43. 

15 Vgl. Heuermann/Engel/v. Lucke, in: Heuermann/Tomenendal/Bressem (Hrsg), Digitalisierung in 
Bund, Ländern und Gemeinden, 10 f.; Wagner, Industrie 4.0, 3. 

16 Burger/Lang/Müller, in: Andelfinger/Hänisch (Hrsg), Industrie 4.0, 60 f.; Wagner, Industrie 4.0, 
4 f. 
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4.0“ beschränkt sich nicht nur auf diese, sondern durchdringt alle Bereiche unseres Le-
bens.17 

1. Cyber-physische Systeme 

Aus der bisherigen Analyse ergibt sich, dass die möglichen Probleme von Digitali-
sierung und dem internationalen Privatrecht durch die sogenannten cyber-physischen 
Systeme hervorgerufen werden könnten. Daher ist zunächst zu erläutern, was unter die-
sem Terminus zu verstehen ist. Im Grunde fungiert er als Oberbegriff für bestimmte 
Gegenstände oder ähnliches18, die durch integrierte Systeme19 über das Internet mitei-
nander und mit dem Nutzer kommunizieren.20 Durch den Internetzugang ist es den 
Systemen möglich ihre Umgebung zu analysieren, dadurch auf diese zu reagieren, um 
Probleme zu lösen, und sich selbst gegebenenfalls zu optimieren.21 Eine wichtige Vo-
raussetzung für cyber-physische Systeme ist die künstliche Intelligenz.22 

a) Künstliche Intelligenz 

Bisher gibt es keine einheitliche Definition des Ausdrucks „künstliche Intelligenz“.23 
Die Antragssteller24 der namensgebenden Dartmouth Conference von 1956 normierten 
als Ziel der künstlichen Intelligenz25, dass sie eine Verhaltensähnlichkeit zu einem intel-
ligenten Menschen aufweist.26 Als Antwort auf die Frage, ob Maschinen denken kön-
nen,27 entwickelte Alan Turing, schon vor der Geburtsstunde der KI, den Turing-Test, 

 
17 Hanschke, Digitalisierung und Industrie 4.0, 1; Heuermann/Engel/v. Lucke, in: 

Heuermann/Tomenendal/Bressem (Hrsg), Digitalisierung in Bund, Ländern und Gemeinden, 
11; Wolf/Strohschen, Digitalisierung, Informatik-Spektrum 2018, 56, 63. 

18 Dazu nähergehend: Bauernhansl, in: Vogel-Heuser/Bauernhansl/ten Hompel, HdB Industrie 
4.0, 11. 

19 Sogenannte Radio-Frequency-Identification (RFID)-Chips, Burger/Lang/Müller, in: Andelfin-
ger/Hänisch (Hrsg), Industrie 4.0, 60. 

20 Bauernhansl, in: Vogel-Heuser/Bauernhansl/ten Hompel, HdB Industrie 4.0, 11 f.; 
Burger/Lang/Müller, in: Andelfinger/Hänisch (Hrsg), Industrie 4.0, 60. 

21 Bauernhansl, in: Vogel-Heuser/Bauernhansl/ten Hompel, HdB Industrie 4.0, 12. 
22 Burger/Lang/Müller, in: Andelfinger/Hänisch (Hrsg), Industrie 4.0, 60 f.; Bauernhansl, in: Vogel-

Heuser/Bauernhansl/ten Hompel, HdB Industrie 4.0, 13; Deckert, Digitalisierung und Industrie 
4.0, 17 f. 

23 Ertel, Grundkurs Künstliche Intelligenz, 1; Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeber-
ger/Schmid (Hrsg), HdB der künstlichen Intelligenz, 1; Kaplan, Künstliche Intelligenz, 15; Main-
zer, Künstliche Intelligenz, 2. 

24 Shannon/Minsky/Rochester/McCarthy; vgl. A Proposal for the Dartmouth Summer Research Project 
on Artificial Intelligence vom 31. August 1955, erhältlich im Internet: <http://www-formal.stan-
ford.edu/jmc/history/dartmouth.pdf> (besucht am: 12. Dezember 2018). 

25  Nachfolgend zum Teil als KI aufgeführt. 
26  Aus dem Englischem (dort: „Artificial Intelligence“) übersetzt; vgl. Shannon/Minsky/Roches-

ter/McCarthy, A Proposal for the Dartmouth Summer Research Project on Artificial Intelligence 
vom 31. August 1955; Dotzler, in: Engemann/Sudmann (Hrsg), Machine Learning, 42. 

27 Erstmalige Erwähnung auf einem Symposium in Manchester, vgl. Konrad, in: Seifkes/Eulenhö-
fer/Stach/Städtler (Hrsg), Sozialgeschichte der Informatik, 287; spätere Veröffentlichung in: Turing, 
Mind 1950, Vol. LIX, Issue 236, 433. 
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der als Anhaltspunkt für maschinelle Intelligenz dient.28 Nach dem Test ist eine Person 
A in einem Raum mit zwei Computern, hinter dem sich zum einen eine andere Person 
B und zum anderen eine Maschine befinden. Durch Fragen soll Person A nach fünf 
Minuten herausfinden hinter welchem Terminal die Maschine ist. Liegt A dabei zu-
mindest bei 30 Prozent der Durchgänge falsch, ist die Maschine als intelligent anzuse-
hen.29 Andere knüpfen für die Annahme der Intelligenz an die Fähigkeit der KI, Prob-
leme zu lösen, die anhand der dabei gezeigten Effektivität und Autonomie der KI, sowie 
der Schwere der Aufgabe, bemessen wird.30 

Der Rückgriff auf die Intelligenz, der aus der misslungenen Übersetzung des engli-
schen Begriffs „artificial intelligence“ herrührt,31 oder der Vergleich zur menschlichen 
Intelligenz32 für die Definition der künstlichen Intelligenz scheitert jedoch an der weit-
gefächerten Interpretationsmöglichkeit von Intelligenz.33 Daher wird auch auf die Imi-
tation menschlicher Heuristik durch den Computer abgestellt.34 Aufgrund der Vielzahl 
an unterschiedlichen Definitionen erscheint es jedoch am sinnvollsten auf die wesent-
lichen Eigenschaften der KI zurückzugreifen. Dazu zählen die, möglichst, autonome 
und effiziente Problembewältigung, die Möglichkeit sich zu optimieren und seine Um-
gebung wahrzunehmen und dadurch auf sie eingehen zu können.35 Dies geschieht ins-
besondere durch ihre Fähigkeit des maschinellen Lernens, dem darin inkludierten 
„Deep Learning“, der Mustererkennung, den in ihnen inbegriffenen Expertensystemen 
und dem maschinellen Planen und Handeln.36 

b) Geschichte und Relevanz 

Um die Relevanz der KI für die Problemstellung herauszustellen ist es wichtig, sich 
ihre Entwicklung bis heute anzuschauen. Wie bereits erläutert, gilt 1956 als Geburts-
stunde der KI, auch wenn schon vorher wichtige Gedanken dazu angestellt wurden.37 
Zu Beginn lag der Schwerpunkt der Forschung darin, aufzuzeigen, dass Maschinen 

 
28  Vgl. Turing, Mind 1950, Vol. LIX, Issue 236, 433 ff. 
29  Vgl. Ibid., 433 f., 441 ff.; Ertel, Grundkurs Künstliche Intelligenz, 4. 
30  Mainzer, Künstliche Intelligenz, 3; ebenfalls die Autonomie als Anhaltspunkt: EU-Kommission, 

vgl. Europäische Kommission, Künstliche Intelligenz für Europa, Ratsdok. 8507/18, KOM (2018) 
237 endg., 1, erhältlich im Internet: <http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8507-
2018-INIT/de/pdf> (besucht am 4. April 2019) und BReg D, vgl. BT-Drs 19/1982, 2. 

31  Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der künstlichen Intelligenz, 
2; so auch: Herberger, NJW 2018, 2825 f.; so auch: Lämmel/Cleve, Künstliche Intelligenz, 11. 

32
  So auch: BReg D, vgl. BT-Drs 19/1982, 2. 

33  Kaplan, Künstliche Intelligenz, 16; Ertel, Grundkurs Künstliche Intelligenz, 2; so auch: Herberger, 
NJW 2018, 2826 f. 

34  Lämmel/Cleve, Künstliche Intelligenz, 13. 
35  Vgl. EU-Kommission, vgl. Ratsdok. 8507/18, KOM (2018) 237 endg. 1; so auch: BReg D, BT-

Drs 19/1982, 2. 
36  Vgl. BT-Drs. 19/1982, 3; Stiemerling, CR 2015, 763 ff. 
37  Vgl. Dotzler, in: Engemann/Sudmann (Hrsg), Machine Learning, 42; weitere Vordenker vgl. Ertel, 

Grundkurs Künstliche Intelligenz, 8 f. 
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menschliches Handeln imitieren können.38 Dargelegt wurde dies anhand von Spielen, 
die die Maschinen erlernten und deren Ziel es war ihre Programmierer und letztendlich 
auch die Weltmeister in den jeweiligen Spielen zu schlagen.39 Dieses Ziel sollte mittels 
allgemeiner Problemlösungsverfahren erreicht werden.40 In den folgenden Jahren ent-
standen an den amerikanischen Universitäten Forschungsgruppen, denen es, insbeson-
dere aufgrund der finanziellen Unterstützung durch das amerikanische Verteidigungs-
ministerium, möglich war, die gewünschten Eigenschaften der KI, wie Analyse und 
Sprache, zu erforschen.41 Diese Zeit, beginnend Mitte der sechziger Jahre, folgte dem 
Ziel die Programmierung zu verbessern.42 Aufgrund der schlechten Resultate des allge-
meinen Problemlösungsverfahrens wurde es in den Siebzigern durch die sogenannten 
Expertensysteme abgelöst.43 Darunter versteht man Programme, die durch Experten 
spezielles Fachwissen erlangten, das sie nutzten, um möglichst erschwinglich für die 
breite Masse Lösungen in diesem Fachgebiet zu finden, wie zum Beispiel die Diagnose 
für einen Kranken.44 Hieraus ergibt sich aber auch die Grenze der Expertensysteme: Im 
Gegensatz zum Menschen fehlt der KI das nötige Urteilsvermögen oder der Erfahrungs-
schatz eines langjährigen Experten, um zu der „richtigen“ Lösung zu gelangen.45 Ange-
sichts dieser Probleme und dem daraus folgenden fehlenden Erfolgseintritts der anfäng-
lich in Aussicht gestellten Fortschritte46 kam es Ende der siebziger, Anfang der achtziger 
Jahre zu einem Rückgang in der KI-Forschung, der heutzutage als AI- bzw. KI-Winter 
bezeichnet wird.47 Daraus resultierte die Abkehr von der Symbolverarbeitung und die 
Zuwendung zu neuronalen Netzen als Lösungsansatz.48 Dabei wird mit Hilfe eines Pro-
gramms das menschliche Gehirn, genauer gesagt die Lernmöglichkeit über die Nutzung 
der durch Synapsen verbundenen Neuronen, die durch häufige Signalübertragung an 

 
38  Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der künstlichen Intelli-

genz, 5; so auch: Mainzer, Künstliche Intelligenz, 11. 
39  Vgl. Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der Künstlichen Intel-

ligenz, 5; Kaplan, Künstliche Intelligenz, 32; Konrad, in: Seifkes/Eulenhöfer/Stach/Städler (Hrsg), 
Sozialgeschichte der Informatik, 287. 

40  Mainzer, Künstliche Intelligenz, 11; Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid 
(Hrsg), HdB der Künstlichen Intelligenz 5; so auch: Kaplan, Künstliche Intelligenz, 32. 

41  Kaplan, Künstliche Intelligenz, 33 f.; Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid 
(Hrsg), HdB der Künstlichen Intelligenz, 5; zu den Sprachen: Ertel, Grundkurs künstliche Intelli-
genz, 9; anders in Deutschland; dazu Konrad, in: Seifkes/Eulenhöfer/Stach/Städler (Hrsg), Sozial-
geschichte der Informatik, 288 f. 

42  Mainzer, Künstliche Intelligenz, 12; so auch: Kaplan, Künstliche Intelligenz, 34. 
43  Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der künstlichen Intelli-

genz, 5; so auch: Mainzer, Künstliche Intelligenz, 12. 
44 Kaplan, Künstliche Intelligenz, 38; Mainzer, Künstliche Intelligenz, 12; Görz/Schmid/Wachsmuth, 

in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der Künstlichen Intelligenz, 5. 
45  Mainzer, Künstliche Intelligenz, 12 f. 
46  Vgl. Konrad, in: Seifkes/Eulenhöfer/Stach/Städtler (Hrsg), Sozialgeschichte der Informatik, 287. 
47  Patterson/Gibson, Deep Learning, 412; Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid 

(Hrsg), HdB der Künstlichen Intelligenz, 5; Ertel, Grundkurs künstliche Intelligenz, 9; in Bezug auf 
Zweifel an der KI-Forschung: Konrad, in: Seifkes/Eulenhöfer/Stach/Städler (Hrsg), Sozialgeschichte 
der Informatik, 288. 

48  Ertel, Grundkurs künstliche Intelligenz, 10; Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeber-
ger/Schmid (Hrsg), HdB der künstlichen Intelligenz, 5. 
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Bedeutung gewinnen, nachgestellt.49 In den neunziger Jahren wurde dieser Problemlö-
sungsansatz durch weitere Ansätze, wie der Verteiltheit50, Multiagentensystemen51 und 
maschinelles Lernen52 ergänzt.53 In den letzten 20 Jahren kam es zu immer mehr Fort-
schritten in der KI-Forschung. So haben KIs die amtierenden Weltmeister in vereinzel-
ten Spielen besiegt und damit die vor ca. 70 Jahren gefassten Ziele erfüllt.54 Darüber 
hinaus fahren durch die KI seit 2015 autonom fahrende Autos auf den Straßen,55 es 
gibt von ihr komponierte Musik56 und erst 2018 wurde ein von einer KI erschaffenes 
Gemälde öffentlich versteigert.57  

2. Aktueller Stand 

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass eine immer weitergehende Vernetzung von 
Menschen und Maschine stattfindet. Entscheidend dafür ist der Einsatz von KIs, die 
uns schon in vielen Lebensbereichen begegnen, unterstützen oder ersetzen. Daraus 
folgt, dass Digitalisierung nach heutigem Stand die (zumindest teilweise) Ablösung der 
analog erbrachten durch digital erbrachte Leistung ist.58 

 
49  Kaplan, Künstliche Intelligenz, 45; Ertel, Grundkurs künstliche Intelligenz, 265 ff.; weitere Ausfüh-

rungen: Mallot/Hübner, in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der Künstlichen Intelligenz, 
357 ff.; Patterson/Gibson, Deep Learning, 41 ff. 

50  Dazu nähergehend bspw. Müller, in: Kirn/Weinhardt (Hrsg), Künstliche Intelligenz in der Finanz-
beratung, 157 ff. 

51  Dazu nähergehend: Klügl, in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der künstlichen Intelligenz, 
527 ff. 

52  Dazu nähergehend: Frochte, Maschinelles Lernen, 1 ff.; Ertel, Grundkurs künstliche Intelligenz, 191 
ff.; Chollet, Deep Learning, 129 ff. 

53  Görz/Schmid/Wachsmuth, in: Görz/Schneeberger/Schmid (Hrsg), HdB der künstlichen Intelli-
genz, 5. 

54  Ertel, Grundkurs künstliche Intelligenz, 7; so auch: Dotzler, in: Engemann/Sudmann (Hrsg), Ma-
chine Learning, 41; Eberl, APuZ 6-8/2018, 8. 

55  Vgl. Ertel, Grundkurs künstliche Intelligenz; 7; so auch: Kannenberg, Googles eigene autonome Au-
tos kommen auf die Straße, Heise vom 26. Juni 2015; erhältlich im Internet: 
<https://www.heise.de/newsticker/meldung/Googles-eigene-autonome-Autos-kommen-auf-die-
Strasse-2729838.html> (besucht am: 30. Dezember 2018). 

56  Vgl. Kühl, KI will rock you, Zeit vom 26. Dezember 2017, erhältlich im Internet: 
<https://www.zeit.de/digital/internet/2017-12/kuenstliche-intelligenz-musik-produktion-melodri-
veww.zeit.de/digital/internet/2017-12/kuenstliche-intelligenz-musik-produktion-melodrive> (be-
sucht am: 30. Dezember 2018). 

57  Vgl. ohne Verfasser., min G max D Ex[log(D(x))]+Ez[log(1-D(G(z)))] hat was gemalt, FAZ vom 25. 
Oktober 2018, erhältlich im Internet: <https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/kunst/christie-s-ver-
steigert-ki-kunst-15857095.html> (besucht am: 30. Dezember 2018). 

58  Wolf/Strohschen, Digitalisierung, Informatik-Spektrum 2018, 58. 
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C. KI im IPR am Beispiel von Dienstleistungsverträgen  

Der Einsatz von künstlicher Intelligenz soll auch in Zukunft weiter ausgebaut wer-
den.59 Dieser Ausbau soll insbesondere im Bereich des Dienstleistungssektors durch so-
genannte „Smart Services“ stattfinden.60 Doch, wie auch der Mensch, macht eine KI 
ebenfalls Fehler.61 Daher stellt sich die Frage, nach welchem Recht ihre Fehler zu be-
handeln sind, wenn es sich um grenzüberschreitende Dienstleistungsverträge handelt. 

I. Dienstleistungsverträge i. S. d. Rom I-VO 

Dafür ist zunächst zu klären, welche Verträge als Dienstleistungsverträge nach der 
Rom I-VO anzusehen sind. 

Aufgrund einer fehlenden Begriffserklärung in der Norm muss eine weite auto-
nome Auslegung im Einklang mit den europäischen Verordnungen erfolgen.62 Ein An-
haltpunkts für die Auslegung bietet Artikel 57 AEUV.63 Demnach sind Dienstleistun-
gen solche Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, insbesondere 
gewerbliche, kaufmännische, sowie handwerkliche und freiberufliche Tätigkeiten.64 Je-
doch gebietet die weite Auslegung, dass auch unbezahlte Arbeiten unter den Dienstleis-
tungsbegriff fallen.65 Allerdings sind das Unterlassen, sowie das reine Überlassen, keine 
Leistungen im Sinne der Vorschrift.66 Insgesamt sind Dienstleistungsverträge also sol-
che, die diese Art von Leistung zum Inhalt haben. 

 
59  Vgl. Europäische Kommission, Künstliche Intelligenz für Europa, Ratsdok. 8507/18, KOM (2018) 

237 endg., 1 f., 3 f.; Kollmann/Schmidt, Deutschland 4.0, 49 f. 
60  Vgl. BT-Drs. 19/1982, 4 f.; bspw. durch Service-Roboter: Kollmann/Schmidt, Deutschland 4.0, 51; 

Eberl, APuZ 6-8/2018, 8 f.; dazu auch: Heun/Assion, BB 2018, 579. 
61  So schon Turing, der das sogar als essentielle Eigenschaft sah: Turing, Lecture to the London Ma-

thematieal Society on 20. February 1947, 13 f., erhältlich im Internet: <https://www.vorden-
ker.de/downloads/turing-vorlesung.pdf> (besucht am: 31. Dezember 2018); ders., Philosophia  
Mathematica 1996, Vol.4, Issue 3, 257; so auch: Dotzler, in: Engemann/Sudmann (Hrsg), Machine 
Learning, 41. 

62  Insbesondere mit Art. 7 Brüssel Ia-VO (ehemalig Art. 5 Brüssel I-VO); vgl. Erwägungsgrund 7 Rom 
I-VO, dazu: EuGH Rs. C-533/07, Falco Privatstiftung and Thomas Rabitsch v. Gisela Weller-Lind-
hors, Slg. 2009, I-3327; Rauscher, IPR, Rn. 1208; so auch: Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, 
Art. 4 Rom I VO, Rn. 18/34; Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/ 
Saenger/Schulze/Staudinger, Internat. VertragsR, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 27; Spickhoff, in: BeckOK, 
BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 10; Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 4 
Rom I-VO, Rn. 40. 

63  Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 36; so auch: Spickhoff, in: BeckOK, 
BGB-Kommentar, Art. Rom I-VO, Rn. 10; an Art. 50 EG anknüpfend, der deckungsgleich zu 
Art. 57 AEUV ist: Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, In-
ternat. VertragsR, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 27. 

64  Mankowski, JZ 2009, 958 (960); Martiny, in: MüKo, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 36. 
65  Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Internat. VertragsR, 

Art. 4 Rom I-VO, Rn. 27; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 42. 
66  Hohloch, in: Erman (Hrsg), Art. 4 Rom I-VO, Rn. 13; Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Man-

kowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Internat. VertragsR, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 29. 
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II. Kollisionsregelung 

Welches Recht wird also angewendet, wenn es im Rahmen des Dienstleistungsver-
trags zu Problemen zwischen den Parteien kommt? 

Auf vertragliche Schuldverhältnisse in Zivil- und Handelssachen mit Auslandsbe-
rührung findet laut Artikel 1 Abs. 1 S. 1 Rom I-VO die Rom I-Verordnung Anwen-
dung. Durch die Aufzählung des Dienstleistungsvertrages in Artikel 4 Abs. 1 lit. b) Rom 
I-VO handelt es sich bei diesem, unstreitig, um ein vertragliches Schuldverhältnis im 
Sinne des Artikel 1 Rom I-VO. Neben der gerade festgestellten sachlichen Anwendbar-
keit muss auch die räumliche und zeitliche Anwendbarkeit vorliegen, um zu einer Re-
gelung durch die Rom I-VO zu führen.67 

1. Artikel 3 Rom I-VO 

Sind diese Voraussetzungen gegeben, bestimmt sich das anzuwendende Recht aus 
Gründen der Rechtssicherheit und Prozessökonomie vorrangig durch die Privatauto-
nomie der Parteien gem. Artikel 3 Rom I-VO.68 Den Parteien steht es also frei eine 
Rechtswahl für ihren Vertrag zu treffen. Laut Satz 2 kann dies ausdrücklich erfolgen 
oder sich konkludent aus den Umständen ergeben. Greifen jedoch die Sondertatbe-
stände der Artikel 5-8 Rom I-VO, kann diese Rechtswahl auch beschränkt werden.69 
Fraglich ist, ob eine KI Teil eines Vertrages sein kann. Momentan und wohl auch noch 
in den nächsten fünf bis zehn Jahren handeln künstliche Intelligenzen als (teil-)auto-
matisierte Softwareagenten70, das bedeutet, dass sie Verträge für eine (natürliche oder 
juristische) Person abschließen bzw. für diese Person zu handeln.71 Daher trifft in die-
sem Fall der Mensch durch die konkrete Programmierung, nach der die KI handelt, die 
Rechtswahl. Die KI wird somit nicht zur Vertragspartei. Allerdings findet momentan 
auch ein zunehmender Umbruch von der Automatisierung hin zur Autonomisierung 
statt.72 Das heißt, die KI handelt und entscheidet eigenständig und nicht vorhersehbar 
auf Grundlage des vorgegebenen Rahmens und dem daraus autonom Erlernten.73 Da 
diese Handlung der dahinterstehenden Person schwer zugerechnet werden kann,74 
könnte die KI hier Teil des Vertrages geworden sein und somit ein Recht gewählt ha-
ben. 

 
67  Junker, IPR, § 15 Rn. 6 f.; Magnus, IPRax 2010, 27 (31). 
68  Siehe Erwägungsgrund 11 Rom I-VO, vgl. Calliess, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 3 

Rome I, Rn. 1; Thorn, in: Palandt, BGB-Kommentar, Art. 3 Rom I-VO, Rn. 2; zu den Gründen: 
von Hein, in: Rauscher (Hrsg), EuZPR/EuIPR, Art. 3 Rom I-VO, Rn. 1 f. 

69  Vgl. Art. 5 Abs. 2 UAbs. 2; Art. 6 Abs. 2; Art. 7 Abs. 3; Art. 8 Abs. 1 Rom I-VO. 
70  Zur Erklärung: Specht/Herold, MMR 2018, 40 ff. 
71  Zu bisheriger Situation: Kaplan, Künstliche Intelligenz, 115 f.; im übertragenen Sinne auch: 

Kirn/Müller-Hengstenberg, KI 2015, 59 (67). 
72  Kirn/Müller-Hengstenberg, KI 2015, 59 (60); so auch Ertel, Grundkurs Künstliche Intelligenz, 12. 
73  Specht/Herold, MMR 2018, 40 (42 f.); so auch: Teubner, AcP 218 (2018), 155 (164). 
74  Specht/Herold, MMR 2018, 40 (42 f.). 
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Voraussetzung für das Zustandekommen einer Rechtswahl bleibt jedoch ihre Wirk-
samkeit.75 Dieser Gedanke entspringt aus dem vertragsähnlichen Charakter der Rechts-
wahl.76 Primäre Voraussetzung für die Wirksamkeit einer Erklärung ist die Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit der Parteien.77 Bei künstlichen Intelligenzen ist diese Eigenschaft zu-
mindest in Deutschland strittig,78 allerdings kann das je nach Land unterschiedlich sein. 
Daher muss zunächst geklärt werden, nach welchem Recht sich die Rechtsfähigkeit der 
KI bestimmt. Im Gegensatz zu dem Personalstatut der natürlichen oder juristischen 
Person existiert ein solches für elektronische Personen79 nicht. Allerdings bietet das in-
ternationale Privatrecht verschiedene Anknüpfungspunkte, anhand derer sich das an-
zuwendende Recht bestimmen ließe.  

a) Artikel 3 Abs. 5 Rom I-VO 

In Betracht kommt zunächst die Rechtsbestimmung durch Artikel 3 Abs. 5 Rom 
I-VO, der für das Zustandekommen und die Wirksamkeit der Einigung der Parteien 
auf die Artikel 10, 11 und 13 Rom I-VO verweist. Artikel 13 behandelt zwar die  
Rechts-, Geschäfts- und Handlungsfähigkeit, allerdings handelt es sich hierbei, wie sich 
aus Artikel 1 Abs. 2 lit. a) bzw. lit. f)80 ergibt, um eine Ausnahmeregelung, da die Rom 
I-Verordnung diese grundsätzlich nicht regelt.81 Zudem ist der Anwendungsbereich des 
Artikel 13 Rom I-VO bewusst auf natürliche Personen begrenzt82, sodass dieser bei 
künstlichen Intelligenzen bzw. elektronischen Personen nicht zu einer Regelung führen 
würde. Artikel 11 Rom I-VO bezieht sich lediglich auf die Formerfordernisse des Ver-
trages und trägt deshalb nicht zur Lösung bei.83 

Schließlich bleibt der Verweis auf Artikel 10 Rom I-VO, nach dem auf das Zustan-
dekommen und die Wirksamkeit des Vertrages das Recht anzuwenden ist, was bei sei-

 
75  Ergibt sich aus Art. 3 Abs. 5 i.V.m. Art. 10 Rom I-VO. 
76  Martiny, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 2.13 f. 
77  Umkehrschluss aus Freitag, in: Rauscher (Hrsg), EuZPR/EuIPR, Art. 10 Rom I-VO, Rn. 7. 
78  Für Rechtsfähigkeit: Beck, in: Hilgendorf/Günther (Hrsg), Robotik und Gesetzgebung, 239 

(255 ff.); Kersten, JZ 2015, 1 (7); Schirmer, JZ 2016, 660 (663); a.A.: Bull, Sinn und Unsinn des 
Datenschutzes, 120; Schaub, JZ 2017; 342 (345 f.); Spindler, CR 2015, 766 (774 f.). 

79  So benannt vom Europäischen Parlament, vgl. Europäisches Parlament, Entwurf eines Berichts mit 
Empfehlung an die Kommission zu zivilrechtlichen Regelungen im Bereich Robotik vom 31. Mai 
2016 (2015/2103 (INL)), erhältlich im Internet: <http://www.europarl.europa.eu/sides/get-
Doc.do?pubRef=-//EP//NONSGML%2BCOMPARL%2BPE-
582.443%2B01%2BDOC%2BPDF%2BV0//DE> (besucht am: 08. Januar 2019). 

80  Vgl. „unbeschadet des Artikel 13“. 
81  Müller, H.-F., in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 13 Rom I-VO, Rn. 1; 

von Hein, in: Rauscher (Hrsg), EUZPR/EUIPR, Art. 1 Rom I-VO, Rn. 24; ergibt sich auch aus: 
Hausmann, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 7.1006. 

82  Loacker, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 13 Rome I, Rn. 6; Ferrari, in: Ferrari/ 
Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Internat. VertragsR, Art. 13 Rn. 4; 
Thorn, Palandt, BGB-Kommentar, Art. 13 Rom I-VO, Rn. 2. 

83  Vgl. Bischoff, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 11 Rom I-VO, Rn. 8; Ringe, in: 
juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 11 Rom I-VO, Rn. 1. 
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ner Wirksamkeit anzuwenden wäre. Folglich unterliegen der Haupt- und der Verwei-
sungsvertrag durch diese Verweisung in Absatz 5 demselben Recht.84 Allerdings ist auch 
hier die Rechts- und Geschäftsfähigkeit grundsätzlich ausgeschlossen.85 Es ließe sich ar-
gumentieren, dass die Rechtsfähigkeit einer elektronischen Person nicht durch 
Art. 1 Abs. 2 Rom I-VO ausgeschlossen wird und die Lösung über das gewählte Recht 
zu einer eindeutigen Bestimmung führe. Zudem gab es, im Gegensatz zu der Lösung 
der Rechts- und Geschäftsfähigkeit von KIs, schon vor dem Bestehen der Rom I-VO 
sowohl das Personalstatut der natürlichen86, als auch der juristischen Personen87, die das 
anzuwendende Recht in diesen Fällen bestimmen. Jedoch lässt sich aus dem generellen 
Ausschluss aller Personen und dem Ausnahmegehalt des Artikel 13 schließen, dass der 
Gesetzgeber eben nicht wollte, dass es zu einer Regelung der Rechts- und Geschäftsfä-
higkeit durch die Rom I-Verordnung kommt. Eine Bestimmung der Rechtsfähigkeit 
von elektronischen Personen würde der Teleologie der Verordnung widersprechen. So-
mit ist Artikel 3 Abs. 5 i. V. m. Artikel 10 Rom I-VO nicht zur Lösung heranzuziehen. 

b) Wirkungsland 

Eine weitere Anknüpfungsmöglichkeit wäre das Wirkungsland, wie es vor Einfüh-
rung des Artikel 8 EGBGB zur Kollisionslösung bei der Vollmacht genutzt wurde.88 
Für die Anknüpfung an das Wirkungsland spricht, dass das Recht des Landes anwend-
bar ist, in dem sich der Vertrag entfaltet, wodurch die durch den Vertrag Betroffenen 
das anzuwendende Recht kennen würden. Sie hätten somit die Möglichkeit die Schaf-
fung einer Rechtsfähigkeit für elektronische Personen entgegen ihrer Gesetze und die 
damit eventuell verbundene Unsicherheit im Geschäftsverkehr zu verhindern. Aller-
dings überzeugt diese Lösungsmöglichkeit nicht, weil die Wirkungsländer auch bei ei-
nem Vertrag zwischen natürlichen oder juristischen Personen Eingriffe fremden Rechts 
gegen sich gelten lassen müssen. Zudem besteht im Gegensatz zu der ursprünglichen 
Regelung bei der Vollmacht keine besondere Schutzbedürftigkeit der Dritten.89 Außer-
dem dient das Wirkungslandprinzip in Artikel 8 EGBGB nur noch als Auffangregel 
und spielt somit eine untergeordnete Rolle.90 Dagegen spricht auch, dass es zu einer 
Unterwanderung des Artikel 1 Abs. 2 Rom I-VO käme, wenn das Recht des Wirkungs-

 
84  So auch: Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Internat. 

VertragsR, Art. 3 Rom I-VO, Rn. 8; Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 3 Rom I-VO, 
Rn. 167. 

85  Vgl. Art. 1 Abs. 2 lit. a) und f) Rom I-VO, Freitag, in: Rauscher (Hrsg), EUZPR/EUIPR, Art. 10 
Rom I-VO, Rn. 7; Schulze, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 10 Rome I, Rn. 7; Spickhoff, 
in: BeckOK, BGB-Kommentar, Art. 10 Rom I-VO, Rn. 1. 

86  Z. B. durch die Staatsangehörigkeit seit 1900 in Deutschland; vgl. Kegel/Schurig, IPR, 444. 
87  Gründungstheorie seit 1724, vgl. Großfeld, RabelsZ 38 (1974), 344 (345 f.); ders., in:  

Hefermehl/Gmür/Brox (Hrsg), FS Westermann, 199 (200); Sitztheorie in Deutschland seit 1869; 
vgl. Großfeld, in: Hefermehl/Gmür/Brox (Hrsg), FS Westermann, 199 (213). 

88  Vgl. Hausmann, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 7.370; Spellenberg, in: 
MüKo, BGB-Kommentar, Art. 8 EGBGB, Rn. 1. 

89  Zur Schutzbedürftigkeit der Dritten bei Vollmacht: Hausmann, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), 
Internat. VertragsR, Rn. 7.372. 

90  Rauscher, IPR, Rn. 1143. 
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landes dem gewählten Recht entspricht. Andersrum würde es bei einem Auseinander-
fallen von der Rechtswahl und des Rechts des Wirkungslandes zu einer Schlechterstel-
lung der Parteien führen, da es sich im Zweifel auch nicht um das Recht ihrer Länder 
handelt, in dem sie sich auskennen bzw. mit dessen Eintritt sie hätten rechnen können. 
Letztendlich könnte der Vertrag der Parteien seine Wirkung auch in mehreren Ländern 
entfalten, sodass es zu keiner eindeutigen Ermittlung des anzuwendenden Rechts käme. 
Daraus könnte dann ein hinkendes Rechtsverhältnis entstehen, da die Länder eine un-
terschiedliche Betrachtung der Rechtsfähigkeit der künstlichen Intelligenz haben könn-
ten. Folglich ist die Bestimmung der Rechtsfähigkeit künstlicher Intelligenzen nach 
dem Wirkungsland nicht empfehlenswert. 

c) Gewöhnlicher Aufenthaltsort 

Schließlich könnte die Rechtsfähigkeit der Parteien auch über ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt bestimmt werden. Dagegen spricht, dass die KI sich vermutlich dort aufhal-
ten wird, wo die Rechtsordnung ihr am meisten Rechte zuspricht und sie somit regel-
mäßig wohl die Rechtsfähigkeit innehätte. Allerdings überzeugt dieses Argument nicht, 
weil das jeder anderen Personengruppe ebenfalls möglich ist. Außerdem vertrauen beide 
Vertragsparteien auf das Bestehen des Vertrages und der damit verbundenen Rechts-
wahl91 und würden das Bestehen der Rechtsfähigkeit elektronischer Personen am ge-
wöhnlichen Aufenthalt begrüßen. Zudem ist die Anknüpfung an den gewöhnlichen 
Aufenthalt eine gängige Herangehensweise im internationalen Privatrecht,92 insbeson-
dere auch in der Rom I-VO.93 Das liegt daran, dass durch die Aufenthaltsanknüpfung 
aufgrund des nur einfach möglichen gewöhnlichen Aufenthalts ein eindeutiges Ergeb-
nis erzielt wird.94 Zudem wird durch seine flexible Abänderung auf die aktuellen Um-
stände der Partei eingegangen, was für ihn durch die Nähe zu dieser Rechtsordnung die 

 
91  Leible, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 3 Rom I-VO, Rn. 5; Martiny, in: Reit-

hmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 2.3. 
92  Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 1; Ringe, in: juris-PK, BGB-Kom-

mentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 1; Kränzle, Heimat als Rechtsbegriff?, 97; Rauscher, IPR, Rn. 273; 
Dutta, RabelsZ 73 (2009), 547 (563); Hilbig-Lugani, GPR 2014, 8. 

93  Vgl. Art. 4-7, 19 Abs. 2, 11 und 19 Rom I-VO; Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 19 
Rom I-VO, Rn. 1; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 1; Ringe, in: 
juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 1; Kränzle, Heimat als Rechtsbegriff?, 165; 
Hilbig-Lugani, GPR 2014, 8. 

94  Dörner, in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 10; von Hein, in: MüKo, BGB-Kom-
mentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 160; Lorenz, in: BeckOK, BGB-Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 15; 
Thorn, in: Palandt, BGB-Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 10; von Bar/Mankowski, IPR I, § 7 Rn. 
24; Kränzle, Heimat als Rechtsbegriff?, 129; differenzierend: Kropholler, IPR, § 39 II 6. a); a. A., 
aber insgesamt trotzdem anknüpfend an den dafür effektiven Aufenthaltsort: Bausback, in: Staudin-
ger, BGB-Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 48; Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 
5 EGBGB, Rn. 55; von Hofmann/Thorn, IPR, § 5 Rn. 80, („denkbar, aber selten“). 
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höchste Rechtssicherheit schafft.95 Auf der anderen Seite wird durch die aus der „Ge-
wöhnlichkeit“ herleitbaren Dauer die Abänderung der Anknüpfung begrenzt.96 Schließ-
lich bietet die Bestimmung des anzuwendenden Rechts über den gewöhnlichen Auf-
enthalt ebenso den Vorteil, dass dieser sich anhand von rein objektiven Charakteristika 
feststellen lässt.97 Die Festlegung des anzuwendenden Rechts durch den gewöhnlichen 
Aufenthalt verspricht also eine möglichst sichere und gerechte Anknüpfung. 

(1) Gewöhnlicher Aufenthalt der KI 

Daraus ergibt sich die Frage wo die künstliche Intelligenz ihren Aufenthalt hat. Ei-
nen Anhaltspunkt dafür könnte Artikel 19 Abs. 1 Rom I-VO geben. Danach liegt der 
gewöhnliche Aufenthalt von Gesellschaften, Vereinen und juristischen Personen am 
Ort ihrer Hauptverwaltung (Abs. 1 Alt. 1) und der von natürlichen Personen am Ort 
ihrer Hauptniederlassung (Abs. 1 Alt. 2). Der gewöhnliche Aufenthaltsort elektroni-
scher Personen ist auf den ersten Blick nicht umfasst.  

(a) Rückgriff auf natürliche/juristische Person 

Zur Lösung kommt der Rückgriff auf den handelnden Akteur hinter der KI in Be-
tracht. Wie bereits erwähnt98, handeln KIs wahrscheinlich noch in den nächsten Jahren 
für eine natürliche oder juristische Person. Dadurch würde sich das anzuwendende 
Recht problemlos über Artikel 19 Rom I-VO finden lassen. Allerdings wird dieser 
Rückgriff bei autonom handelnden Agenten nicht mehr möglich sein und ist auch nicht 
zielführend für die Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthalts der KI. 

(b) Artikel 19 Abs. 1 Alt. 1 Rom I-VO 

Weiterhin könnte man künstliche Intelligenzen unter juristische Personen im Sinne 
des Artikel 19 Abs. 1 Alt. 1 Rom I-VO fassen. In der Norm ist keine Definition ent-
halten, was unter juristischen Personen zu verstehen ist.99 Durch die einheitliche Ausle-
gung mit der Brüssel Ia-VO und der Rom II-VO100 ergibt sich, dass die in der Vorschrift 

 
95  Insbesondere im Gegenteil zur Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit und den Wohnsitz; Krophol-

ler, IPR, § 39 III 2.; Kränzle, Heimat als Rechtsbegriff?, 97; Rauscher, IPR, Rn. 274. 
96  Von Hein, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 143 ff.; Kropholler, IPR, § 39 II 

3 a)/4f.; Rauscher, IPR, Rn. 277. 
97  Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 48; Lorenz, in: BeckOK, BGB-

Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 15; von Bar/Mankowski, IPR, § 7 Rn. 24; von Hein, in: MüKo, 
BGB-Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 153 f.; a. A. Hilbig-Lugani, GPR 2014, 8 (9); Rauscher, in: 
Hilbig-Lugani/Jakob/Mäsch/Reuß/Schmid (Hrsg), FS Coester-Waltjen, 2015, 637 (648 f.);  
Rentzsch, ZEuP 2015, 288 (308 f.). 

98  S. o. Punkt C. II. 1. 
99  Baetge, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 19 Rome I Rn. 9; Ferrari, in: Ferrari/Kienin-

ger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 7; Martiny, in: 
Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 2.277; ders., in: MüKo, BGB-Kommentar, 
Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4; Ringe, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 7. 

100  Vgl. Erwägungsgrund 7 Rom I-VO. 
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enthaltene Aufzählung nur beispielhaft und daher weit zu verstehen ist.101 Unter Artikel 
19 Abs. 1 Alt. 1 Rom I-VO fallen somit alle nicht natürlichen Personenmehrheiten, die 
sich vertraglich binden und Partei eines Rechtsstreits sein können.102 Bei der künstlichen 
Intelligenz muss es sich also um eine entsprechende juristische Person handeln. Dabei 
bestimmt sich das Vorliegen einer Personenvereinigung nach dem Gesellschaftsstatut.103 
Zur Regelung des Vorliegens einer juristischen Person finden sich hier zwei Möglich-
keiten: die Sitz- und die Gründungstheorie.104 Voraussetzung für beide Theorien ist 
jedoch, dass eine Gründung stattfand. Künstliche Intelligenzen werden jedoch nicht 
gegründet, sondern programmiert. Zudem müssen sie keine Gründungsvoraussetzun-
gen105 erfüllen, sodass selbst eine weite Auslegung des Gründungsbegriffs nicht dazu 
führen würde, dass sie als juristische Personen angesehen wird. Künstliche Intelligenzen 
sind somit keine juristischen Personen im klassischen Sinn und fallen damit nicht unter 
Artikel 19 Abs. 1 Alt. 1 Rom I-VO. 

(c) Analoge Anwendung Artikel 19 Abs. 1 Alt. 1 Rom I-VO 

Allerdings könnte Artikel 19 Abs. 1 Alt. 1 Rom I-VO analog auf künstliche Intel-
ligenzen bzw. elektronische Personen Anwendung finden. Dafür braucht es zunächst 
eine Regelungslücke. Das ist der Fall, wenn es keine Vorschrift zur Lösung eines rege-
lungsbedürftigen Problems gibt.106 Eine solche Norm ist nicht vorhanden, sodass in 
diesem Fall eine Regelungslücke vorliegt. Diese muss auch planwidrig sein. Das bedeu-
tet, dass der Gesetzgeber ungewollt keine Regelung für den Fall getroffen hat.107 Wie 
sich aus den bisherigen Ausführungen ergibt, ist künstliche Intelligenz zwar kein neues 
Thema, aber eins, das erst in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen hat. Die Frage 
der Behandlung der Rechtsfähigkeit von künstlichen Intelligenzen bzw. elektronischen 
Personen konnte sich somit erst in jüngster Vergangenheit ergeben und Relevanz für 
die Zukunft entfalten. Für den Gesetzgeber bestand folglich zur Zeit der Einführung 
der Rom I-Verordnung noch keine Notwendigkeit eine solche Regelung zu treffen. 
Auch entspricht es gerade dem Sinn und Zweck des Art. 19 Rom I-VO, die Bestim-

 
101  Baetge, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 19 Rome I, Rn. 9; Doehner, in: Hüßtege/Mansel 

(Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4; Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommen-
tar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4; Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 
11; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4. 

102  Doehner, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4; Ferrari, in: 
Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 7;  
Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4; Magnus, in: Staudinger, 
BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 11; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 19 
Rom I-VO, Rn. 4; ders., in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 2.277; Ringe, in: 
juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 8; Spickhoff, in: BeckOK, BGB-Kommentar, 
Art. 19 Rom I-VO, Rn. 2. 

103  Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4; Martiny, in: MüKo, 
BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 4. 

104  Junker, IPR, § 13 Rn. 39 ff.; Rauscher, IPR, Rn. 627 ff. 
105  Anders als bei juristischen Personen, vgl. für Deutschland bspw.: §§ 2, 3, 5 Abs. 1 GmbHG. 
106  Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 84 (§ 11 I). 
107  Ibid., 84 f. (§ 11 I 2). 
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mung des gewöhnlichen Aufenthalts zu erleichtern bzw. für Rechtssicherheit zu sor-
gen.108 Zudem lässt auch die weite Fassung der juristischen Personen darauf schließen, 
dass der Gesetzgeber möglichst alle Eventualitäten erfassen wollte.109 Insbesondere der 
gesteigerte Einsatz von künstlichen Intelligenzen im Vertragsbereich macht eine solche 
Normierung unabdingbar. Die Planwidrigkeit ist also gegeben. Letztendlich muss zwi-
schen der vorhandenen Vorschrift und dem nicht geregelten Sachverhalt eine ähnliche 
Interessenslage vorliegen.110 Zwischen juristischen und elektronischen Personen muss 
demnach eine Vergleichbarkeit vorliegen. Dazu muss man sich die charakteristischen 
Eigenschaften einer juristischen Person anschauen. Ein wesentliches Merkmal von ju-
ristischen Personen ist, dass sie ein Konstrukt ihrer jeweiligen Rechtsordnung und auch 
nur durch sie rechtsfähig sind.111 Ebenso würde sich die Rechtsfähigkeit der künstlichen 
Intelligenz bzw. elektronische Person auch nur aus dem Gesetz ergeben.112 Eine weitere 
Eigenschaft von juristischen Personen ist ihre soziale Basis. Diese besteht aus ihrer Iden-
tität, die durch innere Kommunikationsketten entsteht, und aus der Zuschreibung von 
Handlungen, unabhängig von den dahinterstehenden Menschen.113 Ähnlich erfolgt 
durch Algorithmen eine Kommunikationskette innerhalb der künstlichen Intelligenz, 
der auch, in manchen Fällen, eine Identität und Aktionen zugestanden werden.114 Beide 
Personen haben eine, zumindest in den meisten Fällen bestehende, Ausrichtung zur 
Wirtschaft und agieren im Geschäftsverkehr. Gerade aufgrund dieses Aspektes besteht 
ein hohes Interesse an der Regelung des gewöhnlichen Aufenthalts von künstlichen In-
telligenzen um Rechtssicherheit zu schaffen. Zwischen juristischen und elektronischen 
Personen liegt also eine vergleichbare Interessenslage vor. Artikel 19 Abs. 1 Alt. 1 
Rom I-VO ist somit analog auf künstliche Intelligenzen anwendbar. Nachdem die Art 
der Person geklärt ist, ist zu fragen, wo die künstliche Intelligenz ihre Hauptverwaltung 
hat. Auch dieser Begriff ist im Einklang mit den anderen Verordnungen auszulegen.115 
Daraus ergibt sich, dass es sich dabei regelmäßig um den Ort der effektiven Verwaltung 

 
108  Vgl. Erwägungsgrund 39 Rom I-VO. 
109  Ringe, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 8; so auch: Ferrari, in: Ferrari/Kie-

ninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 7. 
110  Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 87 (§ 11 III). 
111  Im Gegensatz zum Menschen, der diese durch seine Geburt erhält, vgl. Junker, IPR, § 13 Rn. 4. 
112  Zum Vergleich der Rechtsfähigkeit durch Gesetz: Rüthers/Stadler, BGB AT, Rn. 3 f. 
113  Teubner, AcP 218 (2018), 155 (164 f.). 
114  Ibid. 
115  Baetge, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 19 Rome I, Rn. 11; Ferrari, in: Ferrari/ 

Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 8; Magnus, in: 
Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 8; Spickhoff, in: BeckOK, BGB-Kommen-
tar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 2; Thorn, in: Palandt, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 2. 
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handelt.116 Damit ist der Ort gemeint an dem die relevanten geschäftsbezogenen Ent-
scheidungen getroffen werden.117 Während für die juristische Person ihre Organe han-
deln118, trifft die künstliche Intelligenz, als autonom agierender Agent, die geschäftsbe-
zogenen Entscheidungen selbst. Daher ist der Hauptverwaltungssitz am Ort der künst-
lichen Intelligenz. Das führt zu der Frage, wo die KI sich aufhält. Dazu ist es wichtig 
sich den technischen Hintergrund bzw. die Funktionsweise der künstlichen Intelligenz 
näher anzuschauen. Künstliche Intelligenzen sind als solche intelligente Softwareagen-
ten, also Programme.119 Diese bestehen aus einer Abfolge von Befehlen aufgrund derer 
der Rechner Aktionen ausführt.120 Voraussetzung für diese Funktion sind Algorithmen, 
die unterschiedliche Eigenschaften innehaben.121 Zur Nutzung der Software braucht es 
eine Hardware, die sie ausführt.122 Teilweise kann die Software auch durch in der Hard-
ware integrierte Sensoren ihre Umwelt wahrnehmen, um so auf sie durch die Aktua-
toren zu reagieren.123Das bedeutet, dass der gewöhnliche Aufenthalt einer KI die Hard-
ware ist, auf der ihre Software ausgeführt wird. Die Hardware ist die physische Kom-
ponente des Computers, also der anfassbare Teil.124 Auch der Abschluss des Vertrages 
über das Internet, über das die künstliche Intelligenz vorwiegend agiert, führt nicht zu 
einer Anknüpfungsänderung.125 

(2) Zwischenergebnis 

Im Ergebnis ist der gewöhnliche Aufenthalt einer künstlichen Intelligenz am Ort 
ihrer Hardware. Die Frage nach der Rechtsfähigkeit einer KI kann also nach ihrem 
gewöhnlichen Aufenthalt, der durch die analoge Anwendung von Artikel 19 Abs. 1 
Alt. 1 Rom I-VO festgelegt wird, bestimmt werden. 

 
116  Doehner, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 5; Ferrari, in: 

Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 8; Mar-
tiny, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 2.278; Thorn, in: 
Rauscher (Hrsg), EUZPR/EUIPR, Art. 19 Rom I-VO Rn. 9; Magnus, IPRax 2010, 27 (35); Man-
kowski, IHR 2008, 133 (139). 

117  Baetge, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 19 Rome I, Rn. 13; Brödermann/Wegen, in: Prüt-
ting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 3; Magnus, in: Staudin-
ger, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 13; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 19 
Rom I-VO, Rn. 6; Spickhoff, in: BeckOK, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 2; Thorn, in: 
Rauscher (Hrsg), EUZPR/EUIPR, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 9; a.A.: Abstellen auf Satzungssitz: 
Ringe, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 13. 

118  Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 19 Rom I-VO, 
Rn. 8; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 6; Thorn, in: Rauscher 
(Hrsg), EuZPR/EuIPR, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 9. 

119  Ertel, Grundkurs künstliche Intelligenz, 18; Teubner, AcP 218 (2018), 155 (156 f.). 
120  Grumm/Sommer, Informatik, 18. 
121  Ibid., 75 ff., 315. 
122  Ibid., 63. 
123  Ertel, Grundkurs Künstliche Intelligenz, 18. 
124  Grumm/Sommer, Informatik, 39, 48 ff. 
125  Brödermann/Wegen, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, 

Rn. 4; Junker, RIW 1999, 809 (818); Mankowski, RabelsZ 63 (1999), 203 (220 ff.); Magnus, in: 
Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 19 Rom I-VO, Rn. 9; Martiny, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), 
Internat. VertragsR, Rn. 2.280. 



 

 20 

Dieser analogen Prüfung bedarf es aber tatsächlich, zumindest für die Mitglieds-
staaten nicht mehr, wenn durch die EU die Rechtsfähigkeit der elektronischen Perso-
nen festgeschrieben wird.126 Sobald elektronische Personen die Rechtsfähigkeit erlan-
gen, können sie unter die juristischen Personen, mit einer allgemeineren Auslegung 
nach dem Personal-127 und nicht dem Geschäftsstatut, anhand der oben genannten Ar-
gumentation definiert werden. 

2. Artikel 4 Rom I-VO 

Wurde durch die Parteien keine Rechtswahl nach Artikel 3 Rom I-VO getroffen 
und greift keine der Sonderanknüpfungen aus den Artikeln 5-8 Rom I-VO, richtet sich 
die Bestimmung des anzuwendenden Rechts nach Artikel 4 Abs. 1 Rom I-VO.128 Da 
keine subjektive Anknüpfung möglich ist, bestimmt sich das anzuwendende Recht nach 
objektiven Kriterien.129 Artikel 4 Rom I-VO stellt also eine Auffangnorm dar.130 Ab-
satz 1 bildet insoweit, in den meisten Fällen, einen Beispielkatalog für die allgemeine 
Regelung in Absatz 2, die an die charakteristische Leistung zur Rechtsfindung an-
knüpft.131 Vorrangig gilt die Anwendung des Absatz 1,132 der aufgrund seines eindeuti-
gen Ergebnis zu Rechtssicherheit führen soll.133 Demnach greift für den Fall, dass die 
KI Dienstleister ist, zunächst Artikel 4 Abs. 1 lit. b) Rom I-VO, der für die Anknüpfung 
des anzuwendenden Rechts auf den gewöhnlichen Aufenthalt verweist. Handelt es sich 
um einen gemischten Vertrag findet Absatz 2 Anwendung.134 Dieser verweist auf den 
gewöhnlichen Aufenthalt desjenigen, der die charakteristische Leistung erbringt. Die 
Festlegung des gewöhnlichen Aufenthalts beider Absätze erfolgt durch Artikel 19 

 
126  Bereits in Überlegung: vgl. Europäisches Parlament, Entwurf eines Berichts mit Empfehlung an die 

Kommission zu zivilrechtlichen Regelungen im Bereich Robotik vom. 31. Mai 2016 (2015/2103 
(INL)). 

127  So allgemein schon: Hohloch, in: Erman (Hrsg), Art. 19 Rom I-VO Rn. 4. 
128  Brödermann/Wegen, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, 

Rn. 1; Gebauer, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 4 Rome I, Rn. 1; Leible, in: 
Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 1; Magnus, IPRax 2010, 27 
(34); Staudinger, in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 1. 

129  Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 4 Rom I-VO, 
Rn. 1; Gebauer, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 4 Rome I, Rn. 1; Magnus, in:  
Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 1; Staudinger, in: Hk-BGB, BGB- 
Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 1. 

130  Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 2; Magnus, in: Staudinger, 
BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 16; Ringe, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-
VO, Rn. 2; Staudinger, in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 1. 

131  Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 2; Magnus, in: Staudinger, 
BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 17; Thorn, in: Rauscher (Hrsg), EuZPR/EuIPR, Art. 4 
Rom I-VO, Rn. 19. 

132  Vgl. Erwägungsgrund 19 Rom I-VO; so auch: Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 4 
Rom I-VO, Rn. 21; Martiny, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 2.165; Ringe, 
in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 12. 

133  Vgl. Erwägungsgrund 16 Rom I-VO; so auch: Brödermann/Wegen, in: Prütting/Wegen/Weinreich 
(Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 7; Gebauer, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulati-
ons, Art. 4 Rome I, Rn. 2; Ringe, in: juris-PK, BGB-Kommentare, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 10. 

134  Das gilt auch für Verträge, die nicht unter Abs. 1 fallen, vgl. Art. 4 Abs. 2 Alt. 1 Rom I-VO. 
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Rom I-VO.135 Das bedeutet, dass die erfolgte Prüfung auch hier zur Anwendung 
kommt, sodass der gewöhnliche Aufenthalt der künstlichen Intelligenz auch hier am 
Ort der Hardware ist. Sollte dies jedoch aufgrund einer höheren Sachnähe zu einer an-
deren Rechtsordnung offensichtlich nicht zu dem „richtigen“ Resultat für die Parteien 
führen, besteht die Möglichkeit durch Absatz 3 das Recht des Staates anzuwenden, das 
die engste Verbindung zum Sachverhalt aufweist. Damit wird dem Grundgedanken 
gefolgt, das Recht mit der größten Sachnähe auf die Verträge anzuwenden.136 Dasselbe 
Prinzip gilt laut Absatz 4 auch bei Verträgen, die weder unter Absatz 1, noch Absatz 2 
fallen. Die Beteiligung der KI hat keine Auswirkungen auf die Rechtsverweisung, wenn 
sie die Dienstleistung empfängt. Im Rahmen des Artikel 4 Rom I-VO ergeben sich also 
keine neuen Probleme durch die Beteiligung der künstlichen Intelligenz. 

D. Weitere Schnittstellen 

Allerdings beschränkt sich die Beteiligung der künstlichen Intelligenz an vertragli-
chen oder gesetzlichen Schuldverhältnissen nicht nur auf Dienstverträge.  

I. Abstellen auf gewöhnlichen Aufenthalt 

Das internationale Privatrecht bietet auch weitere Schnittstellen mit künstlichen 
Intelligenzen, deren im Kollisionsfall anzuwendendes Recht sich ebenfalls durch den 
gewöhnlichen Aufenthalt bestimmt. Das sind sowohl Vorschriften in der Rom I-Ver-
ordnung, als auch in der Rom II-Verordnung und dem EGBGB. 

Dazu gehören noch einige der in Artikel 4 Abs. 1 Rom I-VO aufgezählten Verträge. 
Das sind Kauf- (lit. a)137, Franchise- (lit. e)138 und Vertriebsverträge (lit. f)139. Aber auch 

 
135  Brödermann/Wegen, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, 

Rn. 6; Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Internat. Ver-
tragsR, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 27; Magnus, IPRax 2010, 27 (35); Mankowski, IHR 2008, 133 
(139 f.). 

136  Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 1; Staudinger, in: Hk-BGB, BGB-
Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 1; Thorn, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art. 4 Rom I-VO, 
Rn. 14. 

137  Dazu: Ferrari, in: Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, Art. 4 Rom I-
VO, Rn. 17; Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 37; Ringe, in: juris-
PK, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 15; Insbesondere hier geringe Relevanz aufgrund des 
Vorranges der CISG; vgl. Gebauer, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 4 Rome I, Rn. 11; 
Leible, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 19; Spickhoff, in: 
BeckOK, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 7; zur Anknüpfung an den gewöhnlichen Auf-
enthalt: Brödermann/Wegen, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom 
I-VO, Rn. 10; Leible, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 27; 
Magnus, IPRax 2010, 27 (35); Mankowski, IHR 2008, 133 (139 f.). 

138  Dazu: Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 26; Leible, in: Hüß-
tege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 44; Thorn, in: Rauscher (Hrsg), 
EuZPR/EuIPR, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 57a; zur Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt: 
Brödermann/Wegen, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, 
Rn. 14; Leible, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 45. 

139  Dazu: Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 71; ders., IPRax 2010, 27 
(36); Ringe, in: juris-Pk, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 36; Zur Anknüpfung an den 
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bei Güterbeförderungsverträgen gemäß Artikel 5 Abs. 1 S. 1 Rom I-VO wird auf den 
gewöhnlichen Aufenthalt abgestellt.140 In der Rom II-Verordnung zählen dazu die un-
erlaubte Handlung nach Artikel 4 Abs. 2 Rom II-VO,141 die Produkthaftung nach  
Artikel 5 Abs. 1 lit. a) und S. 2 Rom II-VO,142 die ungerechtfertigte Bereicherung ge-
mäß Artikel 10 Abs. 2 Rom II-VO143 sowie die Geschäftsführung ohne Auftrag gemäß 
Art. 11 Abs. 2 Rom II-VO144 und das Verschulden bei Vertragsverhandlungen nach 
Art. 12 Abs. 2 lit. b) Rom II-VO145. Die Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthalts 
erfolgt bei der Rom II-Verordnung durch Artikel 23 Rom II-VO, der allerdings im 
Wesentlichen dem Artikel 19 Rom I-VO entspricht.146 Dadurch lässt sich die oben 
erfolgte Prüfung auch in diesen Fällen anwenden, in denen die KI als die Partei auftritt, 
auf die abgestellt wird. Ansonsten gilt auch hier, dass die Beteiligung der KI keine Aus-
wirkungen auf die Rechtsfindung hat, wenn sie lediglich als die andere Partei auftritt. 
Das gilt aufgrund der einheitlichen Auslegung des gewöhnlichen Aufenthalts in glei-
cherweise auch für die Artikel 8, 40 Abs. 2 und 41 EGBGB.147 

 
gewöhnlichen Aufenthalt: Brödermann/Wegen, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB- 
Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 15; Leible, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 
4 Rom I-VO, Rn. 48. 

140  Zu Güterbeförderungsverträgen: Mankowski, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, 
Rn. 6.1831; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 5 Rom I-VO, Rn. 8; zur Anknüpfung an 
den gewöhnlichen Aufenthalt: Leible, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 5  
Rom I-VO, Rn. 21; Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 5 Rom I-VO, Rn. 15; Staudinger, 
in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 5 Rom I-VO, Rn. 8. 

141  Junker, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom II-VO, Rn. 5; Lehmann, in: Hüßtege/Mansel 
(Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom II-VO, Rn. 4; von Hein, in: Calliess (Hrsg), Rome  
Regulations, Art. 4 Rome II, Rn. 26. 

142  Dazu: Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 5 Rom II-VO, Rn. 13; Lund, in: juris-
PK, BGB-Kommentar, Art. 5 Rom II-VO, Rn. 29. 

143  Zum Begriff ungerechtfertigter Bereicherung: Backmann, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 10 
Rom II-VO, Rn. 6f.; Spickhoff, in: BeckOk, BGB-Kommentar, Art. 10 Rom I-VO, Rn. 3; zur An-
knüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt: Dörner, in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 10 
Rom II-VO, Rn. 8; Junker, in: MüKo, BGB, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 27. 

144  Zum Begriff der GoA: Backmann, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 11 Rom II-VO, Rn. 6; Jun-
ker, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 11 Rom II-VO, Rn. 9 f.; zur Anknüpfung an den gewöhn-
lichen Aufenthalt: Dörner, in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 11, Rom II-VO, Rn. 4; Hohloch, 
in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 11 Rom II-VO, Rn. 2. 

145  Zum Begriff der cic: Budzikiewicz, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 12 Rom II-
VO, Rn. 17; Jakob/Picht, in: Rauscher (Hrsg), EuZPR/EuIPR, Art. 12 Rom II-VO, Rn. 1 ff.; zur 
Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt: Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 
12 Rom II-VO, Rn. 9a; Schinkels, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 12 Rome II, Rn. 27 f. 

146  Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom II-VO, Rn. 15; Junker, in: MüKo, BGB- 
Kommentar, Art. 23 Rn. 6; Spickhoff, in: BeckOK, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom II-VO, Rn. 11. 

147  Zu Art. 8 EGBGB: Töne, IHR 2017, 141 ff.; zum gewöhnlichen Aufenthalt: wie bei Rom I, vgl. 
Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 8 EGBGB, Rn. 32; Zu Art. 40 EGBGB: 
Wurmnest, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 40 EGBGB Rn. 8; zum gewöhnlichen Aufenthalt: 
wie bei Rom I-VO, vgl. Spickhoff, in: BeckOk, BGB-Kommentar, Art. 40 EGBGB, Rn. 33; Zu 
Artikel 41: Dörner, in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 41 EGBGB, Rn. 1 ff.; zum gewöhnlichen 
Aufenthalt: wie bei Art 40, also wie bei Rom I-VO, vgl. Schaub, in: Prütting/Wegen/Weinreich 
(Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 41 EGBGB, Rn. 6. 
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II. Abstellen auf den Handlungsort 

Einige Vorschriften stellen für die Bestimmung des anzuwendenden Rechts auf den 
Ort ab, an dem eine bestimmte Handlung vorgenommen wurde. Dazu gehören Artikel 
39 Abs. 1 EGBGB, Artikel 40 Abs. 1 EGBGB und Artikel 8 Abs. 2 Rom II-VO, sowie 
Artikel 11 Abs. 3 Rom II-VO. Wie bereits erwähnt, ist eine KI ein Programm, das 
mithilfe von Algorithmen Entscheidungen trifft.148 Handlungen werden also aufgrund 
von Algorithmen vorgenommen und durch sie und die Hardware ausgeführt.149 Der 
Handlungsort entspricht somit dem gewöhnlichen Aufenthalt der künstlichen Intelli-
genz, sodass die Prüfung auch hier entsprechend anzuwenden ist. 

III. Abstellen auf andere Anknüpfungspunkte 

Zuletzt gibt es auch Normen, die in ihrer Regelung zur Rechtsfindung an Punkte 
anknüpfen, die unabhängig von der künstlichen Intelligenz sind. Davon lassen sich un-
terschiedliche Gruppen ausmachen. 

1. Schutzwürdige Partei 

Zunächst stellt das internationale Privatrecht an einigen Stellen auf die schwächere 
Partei ab, um diese zu schützen. 

a) Rom I-Verordnung 

Dazu gehören im Rahmen der Rom I-Verordnung insbesondere die Personenbe-
förderungsverträge nach Artikel 5 Abs. 2 UAbs. 1 Rom I-VO und die Verbraucherver-
träge nach Artikel 6 Abs. 1 Rom I-VO. In den beiden Fällen kommt es für das anzu-
wendende Recht auf eine schwächere Partei150 an, die nur eine natürliche Person sein 
kann.151 Daher ist es in diesen Fällen irrelevant, ob eine KI in den Vertrag involviert ist. 
In ähnlicher Weise ist der Individualarbeitsvertrag gemäß Artikel 8 Abs. 2 Rom I-VO 
zu handhaben. Die Auslegung des Begriffes erfolgt europäisch-autonom.152 Hilfsweise 

 
148  S. o.: Punkt C. II. 1. c) aa) (3). 
149  Grumm/Sommer, Informatik, 18, 63, 75 ff., 315 ff. 
150  Zu Personenbeförderungsverträgen: Erwägungsgrund 32 Rom I-VO; Magnus, in: Staudinger, BGB-

Kommentar, Art. 5 Rom I-VO, Rn. 3; Remien, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB- 
Kommentar, Art. 5 Rom I-VO, Rn. 5; Zu Verbraucherverträgen: Erwägungsgrund 23 Rom I-VO; 
Martiny, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 6 Rom I-VO, Rn. 1; Staudinger, in: Ferrari/Kienin-
ger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 6 Rom I-VO, Rn. 1. 

151  Zu Personenbeförderungsverträgen: Mankowski, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. Ver-
tragsR, Rn. 6.1870; Ringe, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 6 Rom I-VO, Rn. 39; Zu Verbrau-
cherverträgen: Calliess, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 6 Rome I, Rn. 30; Remien, in: 
Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 6 Rom I-VO, Rn. 3. 

152  Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 8 Rom I-VO, Rn. 36; Martiny, in: MüKo, BGB-
Kommentar, Art. 8 Rom I-VO, Rn. 19. 
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kann dafür die EuGH-Rechtsprechung zu Artikel 45 AEUV herangezogen werden.153 
Laut dieser handelt es sich bei einem Arbeitsvertrag gemäß Artikel 45 AEUV um einen 
Vertrag, bei dem Leistungen für einen anderen über eine bestimmte Dauer weisungs-
gebunden und gegen Entgelt erbracht werden.154 Begünstigte der Norm sind Unions-
bürger, also gemäß Artikel 20 Abs. 1 S. 2 AEUV Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
der EU.155 Das sind natürliche Personen, die dadurch einem Staat zugeordnet werden.156 
Daraus ergibt sich, dass KIs nicht Arbeitnehmer sein können und somit die Beteiligung 
der KI auch hier keine Rolle spielt.  

b) Rom II-Verordnung 

Die Rom II-Verordnung stellt auf die schwächere Partei bei der Produkthaftung 
nach Artikel 5 Abs. 1 S. 1 lit. b) Rom II-VO157 und bei Verletzungen des geistigen 
Eigentums gemäß Artikel 8 Abs. 1 Rom I-VO158 ab. In diesen Fällen soll das Recht des 
Staates Anwendung finden, indem die geschädigte Partei sich vermutlich auskennt.159 
Das bedeutet, dass sich das anzuwendende Recht durch Parteivortrag oder anhand des 
Erwerbsortes bestimmt. In beiden Fällen kann das Recht anhand der KI ermittelt wer-
den, wenn auf diese abgestellt wird. 

 
153  Doehner, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 8 Rom I-VO, Rn. 6; Staudinger, in: 

Ferrari/Kieninger/Mankowski/Otte/Saenger/Schulze/Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 8 Rom I-
VO, Rn. 10; von Hein, in: Rauscher (Hrsg), EuZPR/EuIPR, Art. 8 Rom I-VO, Rn. 18. 

154  Vgl. EuGH Rs. 66/85, Lawrie-Blum, Slg 1986, 2121, Rn. 16; EuGH 138/02, Collins, Slg 2004, I-
2703, Rn. 26; EuGH Rs. 456/02, Trojani, Slg 2004, I-7573, Rn. 15; EuGH Rs. 94/07, Raccanelli, 
Slg 2008, I-5939, Rn. 33; Schneider/Wunderlich, in: Schwarze (Hrsg), EU-Kommentar, Art. 45 
AEUV, Rn. 10. 

155  Pache, in: Schulze/Zuleeg/Kadelbach (Hrsg), Europarecht, § 10, Rn. 106; Schneider/Wunderlich, in: 
Schwarze (Hrsg), EU-Kommentar. Art. 45 AEUV, Rn. 21. 

156  Giegerich, in: Schulze/Zuleeg/Kadelbach (Hrsg), Europarecht, § 10, Rn. 29; Hatje, in: Schwarze 
(Hrsg), EU-Kommentar, Art. 20 AEUV, Rn. 11, so auch zum IPR: Bausback, in: Staudinger, BGB-
Kommentar, Art. 5 EGBGB, Rn. 4. 

157  Dazu: Lund, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 8 Rom II-VO, Rn. 8; Pabst, in: Rauscher (Hrsg), 
EuZPR/EuIPR, Art. 5 Rom II-VO, Rn. 32 f. 

158  Vgl. Erwägungsgrund 26 Rom II-VO; De la Durantaye, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, 
Art. 8 Rome II, Rn. 6; Schaub, in: Prütting/Wegen/Weinreich (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 8 
Rom II-VO, Rn. 2. 

159  Zu Artikel 5 Rom II-VO: Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 5 Rom II-VO, Rn. 
11; Zu Artikel 8 Rom II-VO: Heinze, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 8 Rom II-VO, Rn. 30. 
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2. Erfolgsort 

Bei der unerlaubten Handlung nach Artikel 4 Abs. 1 Rom II-VO,160 bei der Pro-
dukthaftung nach Artikel 5 Abs. 1 S. 1 lit. c) Rom II-VO,161 bei unlauterem Wettbe-
werb gemäß Artikel 6 Abs. 1 Rom II-VO162 und bei Umweltschädigungen nach Artikel 
7 Rom II-VO163 stellt das internationale Privatrecht hingegen für die Rechtsfindung 
auf den Erfolgsort ab.164 Gleiches gilt auch für die Artikel 10 Abs. 3 und 12 Abs. 2 lit. a) 
Rom II-VO.165 Dieser lässt sich unabhängig von der künstlichen Intelligenz bestimmen, 
sodass sich in diesen Fällen auch keine Probleme durch die Beteiligung der KI ergeben. 

3. Rechtsverhältnis 

In einigen Vorschriften knüpft das IPR die Rechtsfindung an das zugrundeliegende 
Rechtsverhältnis. Darunter fallen die ungerechtfertigte Bereicherung nach Artikel 10 
Abs. 1 Rom II-VO166, die Geschäftsführung ohne Auftrag gemäß Artikel 11 Abs. 1 Rom 
II-VO167 und das Verschulden bei Vertragsverhandlungen nach  
Artikel 12 Abs. 1 Rom II-VO168. Dadurch, dass das anzuwendende Recht durch das 
jeweilige Rechtsverhältnis bestimmt wird, kommt es zumindest im ersten Schritt zu 
keinen Problemen, wenn eine der Parteien eine KI ist. Die Findung des Rechtsverhält-
nisses erfolgt dann durch die Rom I-Verordnung, sodass auf die dortigen Rechtsfolgen 
verwiesen werden kann. 

 
160  Dazu: Lehmann, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 4 Rom II-VO, Rn. 30 ff.; 

Spickhoff, in: BeckOk, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom II-VO, Rn. 3. 
161  Dazu: Lund, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 8 Rom II-VO, Rn. 8; Pabst, in: Rauscher (Hrsg), 

EuZPR/EuIPR, Art. 5 Rom II-VO, Rn. 32 f. 
162  Augenhofer, in: Calliess (Hrsg), Rome Regulations, Art. 6 Rome II, Rn. 10; Weller, in: Hüß-

tege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 6 Rom II-VO, Rn. 5. 
163  Vgl. Erwägungsgrund 24 Rom II-VO; Junker, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 7 Rom II-VO, 

Rn. 10; Thorn, in: Palandt, BGB-Kommentar, Art. 7 Rom II-VO, Rn. 2. 
164  Zu Artikel 4 Rom II-VO: Unberath/Cziupka/Pabst, in: Rauscher (Hrsg), EuZPR/EuIPR, Art. 4 

Rom II-VO, Rn. 34; Zu Artikel 5 Rom II-VO: Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 
5 Rom II-VO, Rn. 10 ff.; Zu Artikel 6: Lund, in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 6 Rom II-VO, 
Rn. 27; Zu Artikel 7: Junker, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 7 Rom II-VO, Rn. 20. 

165  Limbach, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 10 Rom II-VO, Rn. 25; Backmann, 
in: juris-PK, BGB-Kommentar, Art. 12 Rom II-VO, Rn. 20. 

166  Zur ungerechtfertigten Bereicherung: Fn. 134; zu dem Rechtsverhältnis: Backmann, in: juris-PK, 
BGB-Kommentar, Art. 10 Rom II-VO, Rn. 13; Hohloch, in: Erman (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 
10 Rom II-VO, Rn. 6 f. 

167  Zur GoA: Fn. 135; zu dem Rechtsverhältnis: Junker, in: MüKo, BGB-Kommentar, Art. 11 Rom 
II-VO, Rn. 12f.; Limbach, in: Hüßtege/Mansel (Hrsg), BGB-Kommentar, Art. 11 Rom II-VO, Rn. 
10. 

168  Zur cic: Fn. 136; zu dem Rechtsverhältnis: Dörner, in: Hk-BGB, BGB-Kommentar, Art. 12 Rom 
II-VO, Rn. 4; Spickhoff, in: BeckOK, BGB-Kommentar, Art. 12 Rom II-VO, Rn. 8. 
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4. Sonstige Anknüpfungspunkte 

Die Beteiligung einer künstlichen Intelligenz führt auch in den Fällen des  
Artikel 4 Abs. 1 lit. c) und h) Rom I-VO zu keinen Problemen, da diese an einen be-
stimmten Ort zur Rechtsfindung anknüpfen169, der sich auch unabhängig von der 
künstlichen Intelligenz bestimmen lässt. 

E. Schlussbetrachtung  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es einige Schnittstellen zwischen dem in-
ternationalen Privatrecht und künstlichen Intelligenzen gibt und geben kann. Aus der 
bisherigen Analyse ergibt sich, dass insbesondere Probleme in dem Bereich der Rechts-
fähigkeit und damit zusammenhängend, dem gewöhnlichen Aufenthalt einer künstli-
chen Intelligenz auftreten. Auch der Handlungsort einer künstlichen Intelligenz stellt 
das IPR vor Schwierigkeiten, allerdings kommt dieser dem gewöhnlichen Aufenthalt 
gleich. In der aktuellen und noch andauernden Zeit der Automatisierung können diese 
Probleme durch das IPR gelöst werden, indem auf die Person hinter der künstlichen 
Intelligenz zurückgegriffen wird. Damit benötigt das IPR in der näheren Zukunft keine 
Änderung. Schafft es die europäische Union innerhalb dieser Zeit einen Leitkompass 
für den Umgang mit künstlichen Intelligenzen zu erstellen und ihnen zu Rechtsfähig-
keit zu verhelfen, kann durch die Subsumtion unter den Begriff der juristischen Perso-
nen der Entstehung einer Regelungslücke auf lange Sicht entgegengetreten werden. 
Dadurch wäre das internationale Privatrecht dann auch für die ferne Zukunft gewapp-
net. Folglich ist die Frage, ob das IPR zukünftig ein Update braucht, noch nicht ab-
schließend geklärt. 
  

 
169  Zu lit. c): Martiny, in: Reithmann/Martiny (Hrsg), Internat. VertragsR, Rn. 2.149 f.; Zu lit. h): 

Magnus, in: Staudinger, BGB-Kommentar, Art. 4 Rom I-VO, Rn. 89. 
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